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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Peter Meyer, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gott-
stein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leo-
pold Herz, Nikolaus Kraus, Prof. Dr. Michael Pia-
zolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Erhöhung von Serviceorientierung und Bürgernä-
he – Ausbau „Bürgerservice Justiz“ 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zur Erhöhung 
der Serviceorientierung und Bürgernähe des Rechts- 
und Justizstandorts Bayerns das Modell des „Bür-
gerservice Justiz“ (BSJ) weiter auszubauen. 

 

 

Begründung: 

Als zentrale Stellen bei den Amtsgerichten erledigt der 
„Bürgerservice Justiz“ geeignete Aufgaben mit Bür-
gerkontakt weitgehend selbstständig und möglichst 
abschließend. Die Entscheidung über die Einrichtung 
treffen die Gerichtsvorstände vor Ort im Rahmen der 
ihnen übertragenen Organisationshoheit. In Bayern 
gibt es bislang lediglich bei den Amtsgerichten Re-
gensburg, Straubing, Erlangen, Miesbach und Ans-
bach Einrichtungen im Sinne eines „Bürgerservice 
Justiz“ (BSJ). Planungen bestehen für die Amtsgerich-
te Fürth, Aschaffenburg und Hof. 

Vorbildlich in dieser Angelegenheit ist z. B. Österreich. 
Dort existieren derzeit bereits 26 Justiz-Servicecenter, 
die als zentrale Anlaufstelle für die Anliegen der 
rechtssuchenden Bevölkerung zur Verfügung stehen. 
Gemäß § 47b des österreichischen Gerichtsorganisa-
tionsgesetzes (GOG) können Justiz-Servicecenter 
nach Maßgabe der rechtssuchenden Bevölkerung und 

der regionalen Bedeutung des Standorts, jedenfalls 
aber an solchen Standorten, an denen Landes- und 
Bezirksgericht im selben Gebäude untergebracht sind, 
sowie bei Bezirksgerichten mit zumindest fünf oder 
mehr systemisierten vollen Richterinnen- bzw. Rich-
terplanstellen zur Behandlung insbesondere von ein-
fachen und rasch zu erledigenden Ansuchen und 
Auskünften eingerichtet werden. Ein Justiz-Service-
center kann auch gemeinsam mit einer Staatsanwalt-
schaft geführt werden. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter verfügen neben der entsprechenden Ausbil-
dung auch über eine mehrjährige Erfahrung im Kanz-
leibereich sowie über entsprechende Zusatzausbil-
dungen und Schulungen (vgl. § 47b Abs. 3 GOG). Die 
Justiz-Servicecenter bieten Hilfe bei der Orientierung 
im Justizbetrieb und sind so konzipiert, dass viele der 
am häufigsten nachgefragten Leistungen sofort und 
ohne Umwege erledigt werden können. Außerdem 
stellen sie sicher, dass insbesondere einfache und 
kurzfristig erledigbare Anliegen der Bürgerinnen und 
Bürger entgegengenommen und rasch bearbeitet 
werden können. Das sind z. B. Einsichtnahmen in 
Grundbuch und Firmenbuch, die Auszahlung von 
Zeugengebühren, Einsprüche gegen Zahlungsbefeh-
le, einfache Mahnklagen und andere kurze Protokol-
laranbringen insbesondere auch in Außerstreit- und 
Familienrechtsangelegenheiten. Zudem bilden die 
Justiz-Servicecenter eine erste Anlaufstelle bei der 
Erteilung von Auskünften in konkret anhängigen Ver-
fahren einschließlich der Außerstreit- und Familien-
rechtsangelegenheiten. Zu den weiteren Aufgaben 
zählt (bei mit Strafsachen befassten Gerichtshöfen 
erster Instanz und bei den Staatsanwaltschaften) die 
Mitarbeit und Unterstützung bei der Besuchsabwick-
lung im Rahmen der Untersuchungshaft. 

Nach Maßgabe des Bedarfs der rechtsuchenden Be-
völkerung und der regionalen Bedeutung eines Stand-
orts sollte zur Behandlung insbesondere von einfa-
chen und rasch zu erledigenden Angelegenheiten und 
Auskünften der „Bürgerservice Justiz“ in Bayern nach 
dem österreichischen Vorbild weiter ausgebaut wer-
den. Dies dient auch der Erhöhung der Serviceorien-
tierung und Bürgernähe des Rechts- und Justizstand-
orts Bayerns. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Peter Meyer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/18452 

Erhöhung von Serviceorientierung und Bürgernä-
he - Ausbau "Bürgerservice Justiz"  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Florian Streibl 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federfüh-
rend zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes und der Ausschuss 
für Staatshaushalt und Finanzfragen haben 
den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 79. Sitzung am 16. November 2017 
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Antrag in seiner 66. Sitzung 
am 5. Dezember 2017 mitberaten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 175. Sitzung 
am 5. Dezember 2017 mitberaten und mit fol-

gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Peter 
Meyer, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Prof. Dr. Michael 
Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Wid-
mann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/18452, 17/19599 

Erhöhung von Serviceorientierung und Bürgernähe –   
Ausbau „Bürgerservice Justiz“ 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Die Nummer 17 der Anlage ist von der Abstimmung ausgenommen. Dies ist der An-

trag der SPD-Fraktion betreffend "Zusätzliche Stellen für die Verwaltungsgerichte" auf 

Drucksache 17/18801, der auf Wunsch der SPD-Fraktion gesondert beraten werden 

soll. – Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion 

und die Fraktionen FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Fraktionslose 

Abgeordnete sind nicht anwesend. Gibt es Gegenstimmen? – Keine Gegenstimme. 

Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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